
Ministerium für
Schule und Bildung 
des Landes Nordrhein-Westfalen

Die Ministerin

Ministerium für Schule und Bildung NRW, 40190 Düsseldorf

An den Vorsitzenden des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie
des Landtags Nordrhein-Westfalen
Herrn Dr. Robin Korte MdL
Platz des Landtags 1
40221 Düsseldorf

Bericht zum Thema „Kritik auf der Meisterfeier - Funktioniert die 
Förderung des beruflichen Aufstiegs über das Aufstiegs-BAföG in 
Nordrhein-Westfalen immer noch nicht?“
Bitte der Fraktion der FDP um einen schriftlichen Bericht für die Sitzung 
des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie am 
8. Juli 2026
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Aktenzeichen:
225
bei Antwort bitte angeben

Dorothee Feller

Auskunft erteilt:
Frau Rühmkorf
Telefon 0211 5867-3587
Telefax 0211 5867-493700
FP-Referat225@msb.nrw.de

Sehr geehrter Herr Vorsitzender,

beigefügt übersende ich den Bericht zum Thema „Kritik auf der 
Meisterfeier - Funktioniert die Förderung des beruflichen Aufstiegs über 
das Aufstiegs-BAföG in Nordrhein-Westfalen immer noch nicht?“ für die 
Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und 
Energie am 8. Juli 2026.

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie diesen den Mitgliedern des 
Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie vorab 
zur Information zuleiten würden.

Mit freundlichen Grüßen

Dorothee Feller

Anschrift:
Völklinger Straße 49 
40221 Düsseldorf
Telefon 0211 5867-40
Telefax 0211 5867-3220
poststelle@msb.nrw.de 
www.schulministerium.nrw

Postanschrift:
Ministerium für
Schule und Bildung NRW 
40190 Düsseldorf
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Bericht des Ministeriums für Schule und Bildung 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

„Kritik auf der Meisterfeier - Funktioniert die Förderung des 
beruflichen Aufstiegs über das Aufstiegs-BAföG in Nordrhein- 

Westfalen immer noch nicht?“

Bitte der Fraktion der FDP um einen schriftlichen Bericht 
der Landesregierung zur Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, 

Industrie, Klimaschutz und Energie am 8. Juli 2026

Die Landesregierung nimmt ihre Fachaufsicht weiterhin durchgängig 
wahr und unterstützt die für die Antragsbearbeitung in Nordrhein- 
Westfalen zentral zuständige Bezirksregierung Köln fortlaufend dabei, 
die Bearbeitungszeiten der Anträge für das Aufstiegs-BAföG weiter zu 
reduzieren und die Prozesse der Antragsbearbeitung zu verbessern.

Die Dauer der Bearbeitung eines Antrages für ein Aufstiegs-BAföG vom 
Eingang bis hin zur Bewilligung und Auszahlung hängt im Wesentlichen 
von der Vollständigkeit des Antrages ab. Anträge, die bei der Einreichung 
vollständig sind, werden innerhalb von zwölf Wochen ab Posteingang bei 
der Bezirksregierung Köln abschließend geprüft und bewilligt. Die 
Auszahlung erfolgt über zwei festgelegte Rechenläufe pro Monat.

Sind die eingereichten Antragsunterlagen hinsichtlich einer beantragten 
Teilleistung (z.B. nur der Lehrgangsgebühren) vollständig, so wird 
innerhalb der zuvor benannten Zeit die Teilleistung gewährt. Ist der 
Antrag jedoch unvollständig, erhält die oder der Antragstellende 
innerhalb von zwölf Wochen ab Posteingang ein konkretes 
Anforderungsschreiben, dem entnommen werden kann, welche 
Angaben und Unterlagen nachzureichen sind. Die Bearbeitung und 
Prüfung nachgereichter Angaben und Unterlagen ist mit erheblichem 
Verwaltungsaufwand verbunden. Leider ist es in der Praxis häufig der 
Fall, dass die nachgereichten Angaben und Unterlagen wiederum 
unvollständig bleiben oder neue Fragen aufwerfen, die es vor der 
abschließenden Entscheidung über den Antrag zu prüfen gilt. Dies führt 
sowohl zu zusätzlichem Bearbeitungsaufwand als auch zu längeren 
Bearbeitungszeiten.

Seit Beginn des Jahres wurden durch die Bezirksregierung Köln 5.000 
Anforderuhgsschreiben versandt mit der Bitte, Angaben oder Unterlagen 
nachzureichen. Darüber hinaus konnten über 10.000 Anträge 



Seite 3 von 4

abschließend beschieden werden (Stand 23. Juni 2026). Das jährliche 
Volumen beläuft sich auf 18.000 bis 20.000 Anträge.

Die Finanzierung der Leistungen nach dem 
Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz (AFBG) erfolgt gemäß § 28 
Absatz 1 AFBG zu 78 Prozent durch den Bund und zu 22 Prozent durch 
die Länder. Insgesamt wurden bis zum 23. Juni 2026 Zuschüsse in Höhe 
von mehr als 63 Millionen Euro gezahlt. Davon sind 14 Millionen Euro 
aus Landesmitteln finanziert worden. Bis zum Ende des Jahres stehen 
für das Land Nordrhein-Westfalen noch rund 89 Millionen Euro zur 
Verfügung.

Die Dauer der Bearbeitung hängt jedoch nicht ausschließlich vom 
Vollzug und den Antragstellenden ab. Es obliegt im Rahmen seiner 
Gesetzgebungskompetenz dem Bund, die Rahmenbedingungen zu 
vereinfachen, um die Antragstellenden sowie die Vollzugsbehörden zu 
entlasten. So wurde im Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD für die 
21. Legislaturperiode auch der Bürokratieabbau im AFBG vereinbart.

Im Zusammenhang mit der Länderanhörung zu einem fünften AFBG- 
Änderungsgesetz des Bundes, das am 15. Juli 2026 im Bundeskabinett 
auf der Tagesordnung steht, hat das Ministerium für Schule und Bildung 
dem Bund in Abstimmung mit dem Land Bayern daher konkrete 
Änderungsvorschläge für einen Bürokratieabbau unterbreitet, die 
Verschlankungen der Nachweispflichten, Pauschbeträge, Digitalisierung 
und weitere dezidierte Vereinfachungen beinhalteten.

Ebenso hat sich Nordrhein-Westfalen in der entsprechenden Bund- 
Länder-Konferenz im Juni des Jahres erfolgreich für erste 
Entbürokratisierungsmaßnahmen unterhalb einer Gesetzesänderung 
einsetzen können und wirbt gemeinsam mit anderen Ländern für ein 
Fortschreiten der Digitalisierung des Verfahrens.

Bereits jetzt besteht die Möglichkeit der digitalen Antragstellung über 
„AFBG Digital“, den digitalen Antragsassistenten, der den 
Antragstellenden die Antragstellung erleichtern und eine weitgehend 
medienbruchfreie Bearbeitung ermöglichen soll. Aktuell wurde der 
Assistent durch eine offizielle „AFBG Digital Companion App“ ergänzt, 
um die Antragsteller zu unterstützen und damit die Antragstellung weiter 
zu erleichtern. Daneben erfolgt die Bearbeitung der Anträge in der 
Bezirksregierung Köln ebenfalls überwiegend digital. Ein digitaler 
Rückkanal für den Kontakt zu den Antragstellenden ist allerdings bislang 
technisch noch nicht realisiert. Leider nutzt zudem die überwiegende 
Zahl der Antragstellenden in vielen Ländern, so auch in Nordrhein-
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Westfalen, den digitalen Antragsassistenten noch nicht, weshalb nach 
wie vor Anträge und Nachreichungen, die per Post oder E-Mail eingehen, 
den Vorgängen händisch zu sortiert werden müssen, da das Gesetz 
solche Eingänge nach wie vor vorsieht.

Die Landesregierung arbeitet zurzeit an der Einführung eines neuen, 
medienbruchfreien Fachverfahrens. Ziel ist es, die Abläufe in der 
Verwaltung weiter zu vereinfachen, Bearbeitungszeiten zu verkürzen und 
die Servicequalität für die Antragstellenden nachhaltig zu verbessern. 
Am Ende dieses Prozesses soll die vollständige Digitalisierung des 
Verfahrens stehen.

Die Landesregierung wird auch die Fachkräfte von morgen sowie die 
Fortbildungsstellen weiter in den Prozess mit einbeziehen. So bestehen 
bereits Schulungen der Kammern sowie Beratungen für Vertreterinnen 
und Vertreter der Fachschulen. Darüber hinaus ist im Zweiten 
Beschleunigungs- und Entlastungspaket der Landesregierung u. a. 
vorgesehen, konkrete Entlastungsmaßnahmen mit den Anwendenden im 
Rahmen von Praxischecks in verschiedenen Bereichen zu entwickeln. 
Für das Handwerk ist geplant, die gemeinsamen Bemühungen zum 
Bürokratierückbau fortzusetzen und bis Ende 2026 zusammen mit den 
Organisationen des Handwerks drei Praxischecks (Workshops) zu 
verschiedenen Schwerpunktthemen durchzuführen. Als Thema wurde 
von den Handwerksorganisationen u.a. das Antragsverfahren zum 
Meister-BAföG (Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz - AFBG) 
vorgeschlagen.

Vor dem Hintergrund einer bestmöglichen Förderung über das AFBG 
werden das Ministerium für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und 
Energie und das Ministerium fpr Schule und Bildung daher das Thema 
AFBG-Umsetzung bereits im ersten Workshop der „Praxischecks 
Handwerk“ untersuchen, um gemeinsam mit Meisterschülerinnen und 
Meisterschülern, der Bewilligungsbehörde und den Organisationen des 
Handwerks rechtssichere und praxisgerechte Lösungen zu entwickeln.

Ziel ist auch hier, wie bei sämtlichen aufgezeigten Maßnahmen, eine 
Vereinfachung und Beschleunigung der Antragsbearbeitung sowie eine 
möglichst zeitnahe Auszahlung der Förderung, um die Antragstellenden 
bestmöglich unterstützen zu können.


